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SPD Fraktion im Rat der Stadt Rietberg

Ratssitzung 13.12.2012
TOP 5.2. Haushaltswirtschaft 2013
Haushaltssatzung der Stadt Rietberg
Stellungnahme der SPD-Fraktion 
zum Haushaltsplanentwurf 2013
Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

meine Damen und Herren,



Zur allgemeinen Haushaltslage

Im  vergangenen  Jahr drehte sich alles darum, wie man die Haushaltssicherung vermeiden konnte. Sparzwang war das Schlagwort. Den Ausführungen des Kämmerers bei Einbringung des Haushalts in diesem Jahr konnte man entnehmen, dass die Lage im nächsten Haushaltsjahr nicht mehr ganz so dramatisch ist. Dennoch kann die Stadt Rietberg den Haushalt nicht ausgleichen und die Lage sähe sicher wieder dramatisch aus, wären die Gewerbesteuereinnahmen nicht wieder wie schon in den vergangenen Jahren wesentlich höher ausgefallen als veranschlagt. Im vergangenen Jahr haben wir den Ansatz zwar als pessimistisch nicht aber wegen der Euro-Krise als völlig unrealistisch angesehen. 
Es ist eine nachvollziehbare Haltung bei den Prognosen vorsichtig zu sein; denn Gewerbesteuereinnahmen sind schwer kalkulierbar, wie sich in einer unserer Nachbarstädte gezeigt hat, wo plötzlich 4 Mio. € fehlen. Wir sind aber sicher, dass es wieder wesentlich mehr sein werden, als die veranschlagten 17,5 Mio. €.
Rietberg ist wieder eine abundante, d.h. im Vergleich zu anderen Städten eine reiche Stadt, weil Rietberg anders als  Städte und Gemeinden vor allem in Ballungszentren mehr Einnahmen und weniger Aufwendungen hat und folglich bekommen wir keine Schüsselzuweisungen. Der Stärkungspakt der Landesregierung, dem wir das zu verdanken haben, hat auch etwas mit Solidarität zu tun. Die Kritik gegen den Stärkungspakt können wir so nicht teilen. Bei uns ist noch heile Welt, wenn wir dagegen Städte in den Ballungszentren betrachten. Und das liegt nicht daran, dass diese Städte schlecht gewirtschaftet haben.
Wie in jedem Jahr hören wir wieder das Gejammere, die Landesregierung würde den ländlichen Raum benachteiligen. Von Raubrittertum ist die Rede.
Der gesamte Kreis Gütersloh gehört zu den wirtschaftsstärksten des Landes.

Die Steuerkraft übersteigt den Durchschnitt des Landes wesentlich und folglich bekommt der Kreis ebenfalls keine Schlüsselzuweisung und die Landschaftsumlage steigt, was wiederum zur Folge hat, dass die Kreisumlage wieder steigt. Lassen sie mich in diesem Zusammenhang auch darauf hinweisen, dass hier die Haltung der Bundesregierung und vor allem der FDP einen flächendeckenden Mindestlohn zu verhindern mit Ursache für die stetig steigenden Sozialkosten ist.  Leider entzieht sich der Bund seiner Verantwortung.

Die Mehrheit des Rates hatte im vergangenen Jahr kein Problem damit, die Grundsteuer bis zum fiktiven Hebesatz anzuheben bei der Gewerbesteuer wollte sie das nicht, obwohl wir uns durch die Gewerbesteuer aus eigener Kraft zum größten Teil refinanzieren könnten. Die SPD schlägt vor im nächsten Jahr mal intensiv darüber nachzudenken, welche Relevanz die Höhe der Gewerbesteuer für die Ansiedlung von Unternehmen überhaupt hat. Es ist ungerecht die Hausbesitzer voll zur Kasse zu bitten und die Gewerbetreibenden nicht. 
Wir sind der Meinung, dass, bevor wir nach Mitteln vom Land rufen, wir erst mal unsere Steuerkraftmöglichkeiten selber ausschöpfen sollten.

Wir jammern auf sehr hohem Niveau, wenn wir bedenken, welche außerordentlichen Mittel wir in den vergangenen Jahren vom Land auch im Vergleich zu anderen Kommunen erhalten haben und noch erwarten. Nur für das nächste Jahr nenne ich Rathausstraße 36 /38, energetische Sanierung von Schulzentrum, Fernwärmeleitung zum  Freibad und die Bezuschussung des Skaterpark!
Zu wenigen einzelnen Produkten lassen Sie mich aus unserer Sicht Anmerkungen machen. 

Skateranlage

Im vergangenen Jahr habe ich die CDU – „Geheim“ – Skater - Anlage am Südwall und vor allem den Umgang mit den betroffenen  Nachbarn kritisiert und auch öffentlich gemacht.
Der jetzt gefundene neue Standort einer Skateranlage am Torfweg gegenüber dem Freibad ist unserer Ansicht nach ideal und wir sollten alles daran setzen, diese Anlage in 2013 zu realisieren, weil wir den Jugendlichen und den Anwohnern am jetzigen provisorischen Standort gegenüber im Wort sind. 
Ich bin froh, dass man unserer Einschätzung gegen die Ansicht des ehemaligen Bürgermeisters Kuper und des CDU Ratsherrn Manka gefolgt ist, den Standort am Südwall wegen der unzumutbaren Lärmbelästigung für die Anwohner aufzugeben. 
Ich bin sicher, dass der Kartoffelkreisel in Neuenkirchen uns noch viele Jahre beschäftigen wird. Keiner von uns glaubt, dass Mittel im Produkt Verkehrsflächen von  ca. 1 Mill. € in 2013 bzw. 2014 realistisch sind.
Bisher war immer bei den Kosten des Kreisels von 700 000 € die Rede. In diesem Etatentwurf sind es über eine Millionen €.

Die von Straßen-NRW geplante Ampelanlage ist für das von allen gewollte verkehrstechnisch notwendige Projekt Kreisel eher kontraproduktiv.
Von CDU - Vertretern wurde in der Bau-, Planungs- und Verkehrsausschusssitzung beklagt, dass jetzt mit Schließung des REWE -Marktes zum Jahresende nur noch ein Markt in Neuenkirchen vorhanden sei. Dazu kann ich nur sagen, dass dafür nur CDU und FDP hier im Rat verantwortlich sind, die diese unselige Bebauungsplanänderung für den neuen REWE - Markt durchgepeitscht haben. Das jetzt vorhandene Dilemma haben wir genau so vorhergesagt. Nicht die Anwohner, die Ihr gutes Recht in Anspruch nehmen gegen den Neuen REWE - Markt vorzugehen, tragen für diese Situation Verantwortung sondern CDU und FDP.
Besonders freuen wir uns über die Investitionen in die Energieversorgung von Schulzentrum und Freibad mit der Option weitere städtische Objekte an ein zukünftiges Fernewärmenetz anzuschließen. Wir sind da auf einem sehr guten Weg der Energieeinsparung und CO2 Reduzierung. Unserer Meinung nach ist es sehr interessant auch die Energiekapazitäten der Kläranlage mit in dieses Netz einzuspeisen.
Gebetsmühlenartig wiederholen wir, dass unsere sehr ambitionierten Ziele im Energie- und Klimaschutz mit eigenen Stadtwerken noch besser zu erreichen sind. Wir sollten zum Ende des Jahres das ausgehandelte vorzeitige Kündigungsrecht gegen den Konzessionsvertrag mit RWE geltend machen und die neue Situation nutzen. Die Knebelendzeitbestimmungen sind gekippt worden, Kredite sind so günstig wie nie. Wenn wir jetzt nicht die Gelegenheit nutzen eigene Stadtwerke zu gründen, so frage ich, wann dann?
Ein weiterer Punkt der Arbeit an den ehrgeizigen Zielen des Klimaschutzes ist ein verbesserter ÖPNV.
Wir reden schon endlos lange darüber und drehen uns dabei im Kreise

Die Erfahrung hat gezeigt, dass wir nicht ausreichend Fahrer für den Bürgerbus bekommen. Wir sind mittlerweile der Ansicht, dass das System des Anrufsammeltaxis geeigneter ist uns hier weiter zu bringen und wir wiederholen die Kritik, dass wir nicht genügend Anstrengungen unternehmen den Schülerspezialverkehr in den Liniendienst zu integrieren. 

In der ersten Sitzung des Bau- Planungs- und Verkehrsausschusse des neuen Jahres muss das angegangen werden. Wir möchten dazu Herrn Honerkamp vom  VVOWL einladen um mit uns diese Sache voranzutreiben. Über eins müssen wir uns im Klaren sein, zum Nulltarif wird das nicht gehen.
Die Idee des Bürgermeisters aus dem Wahlkampf Schüler zu belohnen, die bei gutem Wetter nicht mit dem Bus fahren, wird allerdings dann schwieriger zu realisieren sein.
Mit der Schulumstrukturierung zum Zweisäulenmodell haben wir einen Riesenschritt in eine sinnvolle zukünftige Schulorganisation gemacht.
Ohne Häme gratuliere ich der CDU zu diesem Politikschwenk um 180 Grad in allerkürzester Zeit.
Schon der Schulkompromiss im Land zwischen SPD, CDU und Grünen wurde bundesweit gefeiert. Sekundarschule hieß der Kompromiss aus den Positionen Gesamtschule (SPD) und Dreigliedriges Schulsystem (CDU). 

Die normative Kraft des Faktischen, dass nämlich der Hauptschule die Schüler wegliefen, wurde mittlerweile auch in Rietberg erkannt und man hat auch durch ausgezeichnete Vorarbeit des Schulamtsleiters Hermann Lütkebohle das Original (Gesamtschule) statt des Kompromisses (Sekundarschule) gewählt.

Wer hätte das noch vor einem Jahr für möglich gehalten. 

 Die späte Einsicht der CDU führte dazu, dass uns massenhaft die Schüler davongelaufen sind, weil die Eltern ihre Kinder in den Nachbarstädten und –gemeinden angemeldet haben. 
Wir hoffen, dass durch die Neuorganisation des Schulwesens wir das in Zukunft vermeiden können und vielleicht wir sogar einige Schüler zurückbekommen.
Das kann gelingen, wenn alles getan wird, um der neuen Gesamtschule einen guten Start zu ermöglichen. Die Möglichkeit am Gymnasium in 8 Jahren das Abitur zu machen und die Möglichkeit an der Gesamtschule in 9 Jahren das Abitur zu machen wird den unterschiedlichen Entwicklungen und Begabungen unserer Schülerinnen und Schüler am besten gerecht. Die Kooperationsmöglichkeiten in der Sek. II und das breitere Angebot lassen uns auch hoffen, dass weniger Schüler als bisher aus unserer Stadt den Weg zum Abitur an den Schulen der Nachbarstädte suchen.
Neueste durchgeführte Vergleichsstudien zeigen, dass wir auf einem guten Weg in unserer Schulpolitik sind, dass aber noch immer Kinder aus finanziell schwachen Familien und Kinder mit Migrationshintergrund benachteiligt sind. In Zeiten des demographischen Wandels kann die Bundesrepublik es sich nicht mehr leisten Begabungen unserer Kinder nicht zu nutzen. Die Gesamtschule mit Ganztagsbetrieb ist die richtige Lösung. 
Bürgerhaushalt . Die Erfahrungen, die andere Städte in den ersten Versuchen zum Bürgerhaushalt gemacht haben, zeigen, dass Haushalt keine so einfache Sache ist. Je abstrakter die Sachverhalte sind um so komplizierte ist die Teilhabe der BürgerInnen daran. Die Systematik der Gemeindefinanzierung mit Abschreibungsaufwand, Schlüsselzuweisungen, fiktiven Steuerhebesätzen und abundanten Gemeinden usw. durchblicken nur wenige BürgerInnen.
Die Bürgerbeteiligung in diesen Fragen liegt bei wenigen gut ausgebildeten Leuten, das ist aber nicht das, was wir unter Bürgerbeteiligung wollen.
Auch die Resonanz zum auf der Homepage der Stadt eingestellten Haushaltsplanentwurf ist eher spärlich, dennoch sind die Anregungen der Bürger sinnvoll. Wir wünschen uns allerdings eine breitere Teilhabe.
Die Meinung der vielen, auch derjenigen in finanziell schwierigen Verhältnissen Lebenden ist für die Stadtentwicklung aber genau so wichtig. Je konkreter ein Bauprojekt, desto größer ist die Beteiligung.

Das zeigt uns sehr aktuell die Diskussion um die Veranstaltungshalle am Bibeldorf.
Wir möchten vor allem, dass auch junge Leute sich beteiligen und deshalb bitten wir, dass man prüfen möge, ob nicht soziale Netzwerke wie facebook hier dienlich sein könnten. Diese Plattform kostet nichts hat aber bei Jugendlichen eine große Akzeptanz.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass die Arbeit in Rat und Verwaltung transparenter gemacht werden muss. In der Vergangenheit ist man nach der Devise vorgegangen, möglichst vieles  in geheimen Zirkeln und „Hinter verschlossenen Türen“ zu beraten und zu beschließen. Diese Praktik muss sich grundlegend ändern. Alles, was rechtlich per Gesetzt unbedingt nichtöffentlich behandelt werden muss, sollte auch nur im Nichtöffentlichen Teil einer Ausschusssitzung und des Rates  beraten und beschlossen werden. Alles andere muss öffentlich behandelt werden. Wenn wir so gehandelt hätten, wäre der Unmut über den Bau der geplanten Halle am Bibeldorf nicht entstanden. Es gebietet das Demokratieprinzip so früh wie möglich Bürger, vor allem bei Bauvorhaben zu beteiligen. Gerade die SPD-Fraktion hat immer wieder drauf hingewiesen. Leider hat man nicht auf uns gehört. 
Die Presse wurde behindert und mich wollte man durch Androhung von Strafen einschüchtern.
Durch den neuen Bürgermeister muss hier ein anderer Geist ins Rathaus einziehen und wir sind sicher, dass das auch geschieht.

Dem Stellenplan stimmen wir zu, denn die Höhergruppierungen, die der Bürgermeister vornehmen konnte und die in der Zuständigkeit des Rates liegen, wurden unabhängig so bewertet. 

Wir sind der Meinung, dass alle Bediensteten der Stadt rechtlich und finanziell gleich behandelt werden sollten. Konstrukte, die die Beschäftigten der Park - GmbH rechtlich anders stellen als die Beschäftigten der Stadt sollten geändert werden. Wir bitten den Bürgermeister prüfen zu lassen, wie das machbar ist, damit die Zweiklassengesellschaft unter den Mitarbeitern der Stadt beendet wird.
In diesem Jahr möchten wir einen besonderen Dank an die Mitarbeiter der Stadtverwaltung aussprechen. An erster Stelle muss dem Beigeordneten Dieter Nowak gedankt werden, weil er mit großem Sachverstand in der Zeit der Bürgermeistervakanz die Verwaltung geleitet hat. Man konnte spüren, dass ein Geist des Respekts im Rathaus Einzug gehalten hat. Er und alle weiteren Mitarbeiter sind Ihrer Verantwortung gerecht geworden und so wie ich das beurteilen kann, hat man die Arbeit  ausgezeichnet erledigt. Ich habe sogar den Eindruck, dass die Mitarbeiter sehr häufig mehr getan haben als nur ihre Pflicht zu erfüllen. 
Von unserer Seite dafür ein herzlichen Dankeschön.
Die Situation, dass wir einen neuen Bürgermeister haben, der nicht der Mehrheitsfraktion angehört, bietet auch große Chancen. Vielleicht schaffen wir es, dass auch die Ratsmitglieder der verschiedenen Fraktionen mehr das Gespräch untereinander suchen und vertrauensvoller zusammen arbeiten. Ich habe den Eindruck, dass das in den vergangenen Jahren etwas zu kurz gekommen ist.
Die SPD-Fraktion stimmt dem Haushaltsplan und seinen Anlagen zu.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.
